PIOTR MAJEWSKI

NATIONALSOZIALISTISCHE UNTERDRUCKUNGS-
MASSNAHMEN IM GENERALGOUVERNEMENT
WAHREND DER BESATZUNG

,Die in der Mitte Europas sitzenden Deutschen [...] zeigten dem Westen
ein anderes Gesicht als dem Osten. [...] Gegeniiber dem Westen spra-
chen sie ndmlich vom ,Schutz der gemeinsamen Errungenschaften der
européischen Kultur vor der bolschewistischen Uberflutung. Im Osten
haben wir gesehen, wofiir dieser Schutz gedacht war: der Sattigung [...]
im einfachsten Sinne, [...] die zunéchst simtliche Spuren der europa-
ischen Gemeinschaft in der Kultur des Gefressenen ausldscht, und dann
[...] alles Ubrige verzehrt.“

Kazimierz Wyka, Zycie na niby. Pamietnik po klesce, Krakéw 1984

,»All das kennzeichnet eine seltsame Kurzsichtigkeit und [...] eine un-
entwegte, vorzeitige Ausnutzung des in diesem Krieg noch nicht endgiil-
tig errungenen Sieges.

Adam Ronikier, Pamietniki 1939-1945, Krakéw 2001

Die meisten NS-Unterdriickungsmafnahmen gegeniiber der polnischen
Zivilbevolkerung fallen unter die Kategorie der Terrorhandlungen.' Die
einzelnen Methoden der Repression waren recht unterschiedlich und er-
streckten sich auf alle Gruppen und Schichten der Gesellschaft. Sie trafen
insbesondere diejenigen Polen, die vom Besatzungsregime als tatsichliche
bzw. potentielle Feinde des Dritten Reichs eingestuft wurden. Die Terror-
akte richteten sich gegen die wertvollsten menschlichen Giiter {iberhaupt -
Freiheit und Leben. Die verfolgten Polen wurden dazu gezwungen, Haus
und Heimat zu verlassen bzw. Zwangsarbeit zu verrichten. Dabei beraubte
man sie ihrer Existenzgrundlagen und schrénkte ihre Bildungsmoglich-
keiten drastisch ein. Sie durften nicht mehr am 6ffentlichen Leben teilneh-
men und erlitten irreversible materielle Verluste. Die tragischste Form der
Unterdriickung bildete die ,physische Ausloschung der tatsidchlichen und

! KAROL M. POSPIESZALSKI, Terror hitlerowski w Polsce 1939-1945, in: Przeglad

Zachodni 20, 1964, Nr. 1, S. 17-35.
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potentiellen Feinde des Reiches bzw. der Herrschaft Hitlers sowie die
Ausrottung ganzer Kollektivgemeinschaften, deren Existenz man aus politi-
schen, rassischen, ethnischen, ideologischen oder gesellschaftlichen Erwa-
gungen fiir unerwiinscht hielt“.

Fiir die Art der Kriegsfiihrung und die Ausiibung der Besatzungsherr-
schaft galten die Vorschriften des zeitgenodssischen Volkerrechts. Die
Haager Landkriegsordnung von 1907 untersagte z. B. generell jegliche Zer-
storung oder Beschlagnahmung von feindlichem Eigentum. Abweichungen
von diesem Prinzip wurden lediglich aufgrund kriegsbedingter ,,Notwen-
digkeiten“ zugelassen.® Diese beruhten auf der Grundprimisse, dass ein
Landkrieg offiziell angekiindigt werden musste. AuBlerdem beherrschte der
Besatzerstaat das feindliche Territorium laut Haager Konvention bis zu
einem Friedensschluss oder der endgiiltigen Eroberung nur provisorisch —
zwar in eigenem Namen, aber zugleich nur in Stellvertretung des ver-
dringten Staats, der seine Souverdnitit weiterhin behielt. Daher mussten
sich die Eingriffe der Besatzungsmacht in die einzelnen Lebensbereiche der
Bevolkerung in den besetzten Gebieten in Grenzen halten. Die Besatzungs-
macht besaf} also vor Abschluss eines Friedensvertrages nicht das Recht,
territoriale Annexionen vorzunehmen. Sie war vielmehr verpflichtet, die
offentliche Ordnung und die Organisation des gesellschaftlichen Lebens
aufrechtzuerhalten. Zugleich war das bisher geltende Recht einzuhalten.
Dariiber hinaus bestand die volkerrechtliche Pflicht, das Leben, die Men-
schenwiirde, das Privateigentum, die familidren Rechte und die Ausiibung
religiéser Kulthandlungen der unterworfenen Bevolkerung zu achten.
Generell unzuldssig war die Beschlagnahme von Privatvermogen, die
allenfalls aufgrund dringender Bediirfnisse der Besatzungsarmee durch-
gefiihrt werden durfte. Dem besonderen Schutz seitens der Besatzungs-
macht unterlag das ,,Eigentum der Gemeinden und der dem Gottesdienste,
der Wohltitigkeit, dem Unterrichte, der Kunst und der Wissenschaft ge-
widmeten Anstalten.*

Am 8. Oktober 1939 ordnete Hitler die Eingliederung folgender pol-
nischer Gebiete in das Deutsche Reich an: Pommerellen, Wojewodschaft

2 Zit. nach: CZESLAW LUCZAK, Pod niemieckim jarzmem (Kraj Warty 1939-1945),

Poznan 1996, S. 14; DERS., Polityka ludno$ciowa i ekonomiczna hitlerowskich Niemiec w
okupowanej Polsce, Poznan 1979, S. 72 ff.

3 CEZARY BEREZOWSKI, Ochrona prawno-miedzynarodowa zabytkéw i dziet sztuki w
czasie wojny, Warszawa 1948, S. 44 ff., 54 f.; STANISLAW NAHLIK, Grabiez dziet sztuki.

Rodowdéd zbrodni miedzynarodowej, Wroctaw 1958.

* Die Haager Landkriegsordnung, hg. v. RUDOLF LAUN, Wolfenbiittel, Hannover

1947, S. 95; BEREZOWSKI, Ochrona prawno-miedzynarodowa, S. 94 f., 100-103, 108 f.;
JULIUSZ BARDACH/ BOGUSLAW LESNODORSKI/ MICHAL PIETRZAK, Historia pafistwa i prawa
polskiego, Warszawa 1985, S. 533 f.
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Posen, Teile der Wojewodschaft Lodz, Oberschlesien, Dabrowa-Becken,
westliche Landkreise der Wojewodschaft Krakau, nordlicher Teil der
Wojewodschaft Warschau (Regierungsbezirk Zichenau) und der Raum
Sudauen. Am 12. Oktober 1939 erlieB Hitler eine Verordnung iiber die
zivile Verwaltung der nicht annektierten polnischen Gebiete. Die Ver-
ordnung trat am 26. Oktober 1939 in Kraft. Auf diese Weise entstand das
Generalgouvernement (GG), das sich aus folgenden Territorien zusammen-
setzte: Teile der Wojewodschaft Warschau einschlieBlich der polnischen
Hauptstadt sowie die Wojewodschaften Kielce, Lublin und Krakau (ohne
westliche Landkreise) und die westlich des Sans gelegenen Gebiete der
Wojewodschaft Lemberg. Bis 24. Juli 1940 wurde die amtliche Bezeich-
nung ,Generalgouvernement“ durch den Zusatz ,fiir die besetzten pol-
nischen Gebiete® erginzt.” In seiner offiziellen Erklirung zum Amtsantritt
leistete Generalgouverneur Hans Frank folgendes Versprechen: , Euer
Leben konnt Ihr weiterhin getreu nach den bisherigen Sitten fithren. Eure
polnische Eigenart diirft Ihr in allen gesellschaftlichen Erscheinungsformen
behalten. “¢ Damit wurde die de facto bis zum 25. Oktober 1939 aufrecht-
erhaltene Militdrverwaltung in den besetzten Gebieten Polens von einer
zivilen Administration abgelost. Nach Ausbruch des deutsch-sowjetischen
Krieges erfolgte am 1. August 1941 die Angliederung der Wojewodschaf-
ten Lemberg, Stanislau und Tarnopol als Distrikt Galizien an das GG.”
Laut amtlichen Angaben aus dem Jahr 1939 wies das Staatsgebiet der
Zweiten Polnischen Republik eine Fliche von 389.720 Quadratkilometern
auf, die von 35.339.000 Menschen besiedelt wurde. Das Generalgouverne-
ment erstreckte sich bis 1. August 1941 auf ein Gebiet von 95.463 Quadrat-
kilometern mit 11.542.000 Einwohnern. In den Stidten des GG lebten etwa
3,2 Millionen (30 Prozent) und in den Doérfern ca. 7,3 Millionen (70 Pro-
zent) Menschen. Das GG bildete also 24,5 Prozent des Territoriums und
32,6 Prozent der Bevolkerung Vorkriegspolens. Das GG umfasste ins-
gesamt 157 Stidte und 963 Landgemeinden.® Die Bevolkerung des GG
teilte sich laut polnischen Schitzungen von 1939 in folgende Sprachinseln
auf: Polnisch - 9,9 Millionen (85,5 Prozent), Deutsch - 61.000 (0,5 Pro-
zent), Jiddisch bzw. Hebriisch - 1,3 Millionen (10,6 Prozent), Ukrainisch

5 GERHARD EISENBLATTER, Grundlinien der Politik des Reiches gegeniiber dem Gene-
ralgouvernement 1939-1945, (Diss. Phil.), Frankfurt/M. 1969; CZESLAW MADAICZYK, Die
Okkupationspolitik Nazideutschlands in Polen, Koéln 1988.

® DErs., Polityka III Rzeszy w okupowanej Polsce, Bd. 1, Warszawa 1970, S. 101.

7 CzEsLaw Luczak, Polska i Polacy w drugiej wojnie §wiatowej, Poznaii 1993, S.
96 f.

8 Maty rocznik statystyczny Polski. Wrzesiefi 1939 - czerwiec 1941, London 1941,
(Tab. 9-11), S. 4 f.
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(ohne den ,,Distrikt Galizien“) - 357.000 (3,1 Prozent), WeiBrussisch -
3.000 (unter 0,1 Prozent), Russisch - 10.000 (0,1 Prozent), Tschechisch -
1.000 (unter 0,1 Prozent). Die Bevolkerung fiihlte sich laut eigenen An-
gaben folgenden Religionen zugehorig: rémisch-katholisch - 9,4 Millionen
(80,9 Prozent), griechisch-katholisch - 325.000 (2,8 Prozent), orthodox -
273.000 (2,3 Prozent), protestantisch - 113.000 (1 Prozent), jiidisch - 1,4
Millionen (12,1 Prozent). Im Dezember 1940 bildeten die Polen im GG
83,3 Prozent der dortigen Gesamtbevolkerung. Dieser Anteil sank (ein-
schlieflich des Distrikts Galizien) bis Ende 1942 auf 64,1 Prozent. Da-
gegen stieg der Anteil der Deutschen im GG von 0,9 auf 1,4 Prozent,
wihrend sich der Anteil der Ukrainer von vier auf 22,7 Prozent erhohte.
Zum Panorama der Nationalititen im GG gehorten auch circa 80.000
,Goralen® (Bergbewohner im polnisch-slowakischen Grenzraum - Anm. d.
U.). Nach amtlichen deutschen Angaben lebten zu Beginn des Jahres 1943
insgesamt 16,8 Millionen Menschen im GG, darunter 70 Prozent Polen, 27
Prozent Ukrainer, zwei Prozent Deutsche und ein Prozent Juden.” Das GG
war in vier Distrikte unterteilt: Krakau (26.400 Quadratkilometer — 3,7
Millionen Einwohner), Radom (25.000 Quadratkilometer — 2,5 Millionen
Einwohner), Lublin (25.000 Quadratkilometer — 2,5 Millionen Einwohner)
und Warschau (17.000 Quadratkilometer — 3,7 Millionen Einwohner). Am
1. August 1941 gliederte man den Distrikt Galizien (50.000 Quadratkilo-
meter — 5,5 Millionen Einwohner) an das GG an und brachte die dazugeho-
rigen Behorden in Lemberg unter.

Die Zivilverwaltung im GG leitete bis Kriegsende Hans Frank, der von
Hitler ernannt worden war und diesem direkt unterstand. Als Amitssitz
wihlte Frank die Stadt Krakau. Die im GG stationierten Militireinheiten
unterlagen hingegen nicht seiner Hoheitsgewalt. Der Generalgouverneur
bildete daher das einzige Herrschaftsorgan des NS-Regimes, das zumindest
in formalrechtlicher Hinsicht von allen anderen Behdrden des Dritten
Reichs unabhéngig blieb. Exekutive bzw. beratende Funktionen erfiillte
indessen das Amt des Generalgouverneurs, das seit 9. Dezember 1940
unter der Bezeichnung ,Regierung des Generalgouvernements®“ fungierte.
Die Regierung bestand aus einem Staatssekretariat und mehreren Haupt-
abteilungen, die vornehmlich fiir innere Angelegenheiten, Propaganda,
Bauwesen, Wissenschaft und Lehre zustdndig waren. Die Distrikte wurden
von Verwaltungschefs geleitet, die ab 1941 als Distriktgouverneure fun-

° Ebd., S. 9. (Tab. 16-17); Amtliches Gemeinde- und Dorfverzeichnis fiir das Gene-
ralgouvernement, Krakau 1943 (Ubersicht 1-3); DANUTA SKORWIDER, Organizacja wladz
niemieckich na terenie dystryktu warszawskiego w latach 1939-1945, in: Raporty Ludwiga
Fischera, gubernatora dystryktu warszawskiego, 1939-1944, hg. v. KRZYSZTOF DUNIN-
WASOWICZ/ MAREK GETTER/ JOZEF KAZIMIERSKI, Warszawa 1987, S. 42; BARDACH/
LESNODORSKI/ PIETRZAK, Historia pafistwa, S. 533; LuCZzAK, Polska i Polacy, S. 196.
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gierten und in allen Personal- und Sachfragen der Weisung des Generalgou-
verneurs unterstanden. Die Kreise und Stddte unterlagen so genannten
Kreis- und Stadthauptminnern. Die zentralistischen Strukturen der Zivil-
verwaltung des GG spiegelten sich in den einzelnen Distrikten in leicht
modifizierter Form wider.'” Das NS-Regime liquidierte die administrativen
Organe des besetzten polnischen Staates. Davon unberiihrt blieben lediglich
die Kommunalverwaltungen mit den Biirgermeistern in den Stidten und den
Gemeindevorstehern auf dem Land, die dennoch unter deutscher Oberauf-
sicht standen. Polnisches Recht galt fortan nur noch in denjenigen Fillen,
in denen es nicht mit Reichsrecht oder hoherrangigen Militdrgesetzen
kollidierte."!

Durch die Errichtung des Generalgouvernements war jedoch weder
dessen Rechtsstatus klar definiert noch das weitere Schicksal der polnischen
Gebiete und der dort lebenden Bevolkerung besiegelt worden. Eine endgiil-
tige Losung fiir diese Fragen sollte ndmlich erst nach einem fiir Deutsch-
land siegreichen Krieg gefunden werden. Das GG war also kein neues
Staatsgebilde, da die Oberhoheit beim Dritten Reich lag. Abgesehen davon
stellte das GG im Gegensatz zu den annektierten Gebieten kein eigenes
Reichsterritorium dar. Dennoch kam es auch im GG zur realen Machtiiber-
nahme der NS-Herrschaftstrager. Dabei erhielt insbesondere Generalgou-
verneur Frank einen souverdnen Handlungsspielraum, der ihm in der
Praxis eine sehr weitgehende Unabhingigkeit gegeniiber den zentralen
Reichsbehérden verschaffte. Diese Souveridnitit zeigte sich auch in der
Verfiigungsgewalt iiber das ,, Vermdgen des ehemaligen polnischen Staa-
tes®.

Vor diesem Hintergrund traten rasch zahlreiche Kompetenzkonflikte
zwischen SS, Wehrmacht, GG-Verwaltungsstellen und zentralen Reichs-
behorden auf. Die Effizienz der Besatzungsherrschaft im Alltag wurde
jedoch nicht nur durch diesen Kompetenzwettstreit von vornherein erheb-
lich begrenzt. Die Besatzungsverwaltung schlitterte in ein ,einkalkuliertes
Chaos“. Denn abgesehen von inkompetenten, iiberhastet agierenden Funk-
tiondren und einer allgegenwartigen Korruption fehlte es auch an der noti-
gen Koordination bei der Erteilung von Weisungen und Anordnungen.

19 Mapaiczyk, Polityka III Rzeszy, Bd. 1, S. 105, 108, 118 f.; STANISLAW PIo-

TROWSKI, Hans Franks Tagebuch, Warszawa 1963, S. 29-58, 77-82, 216-236.

"1 BARDACH/ LESNODORSKI/ PIETRZAK, Historia panistwa, S. 542-543; SKORWIDER,
Organizacja wladz niemieckich, S. 46-50; MADAICZYK, Polityka III Rzeszy, Bd. 1, S. 108;
EUGENIUSZ CEZARY KROL, Propaganda i indoktrynacja narodowego socjalizmu w Niem-
czech 1919-1945, Warszawa 1999, S. 550.
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Diese Situation verschaffte dem polnischen Widerstand entscheidende
Handlungsspielriume gegeniiber der Besatzungsmacht.'

Die Lage im GG hing in erster Linie von dem dort geltenden Besat-
zungsrecht ab. Die strafrechtlichen Vorschriften sollten vor allem sdmtliche
Anzeichen des Widerstands gegen das NS-Regime bereits im Keim er-
sticken. Der Erlass vom 31. Oktober 1939 iiber die Bekdmpfung von
Gewaltakten fiihrte dabei einen breiten Kanon von Straftatbestinden im GG
ein, der u. a. folgende Vergehen beinhaltete: feindliches Auftreten in der
Offentlichkeit gegeniiber dem Deutschen Reich, dem Machthaber des GG
oder den dort vorhandenen Einrichtungen und Gebduden; Aufruf zur Nicht-
befolgung von Anweisungen der NS-Behorden und Angriffe auf deutsche
Reichsbiirger im GG bzw. deren Vermdgen. Fiir alle diese Vergehen sah
man ausschlieBlich die Todesstrafe vor. Offentliche Aufwiegler und ihre
Helfershelfer wurden genauso wie die Haupttiter bestraft. Die Todesstrafe
war auch im Fall der unterlassenen Benachrichtigung iiber geplante Strafta-
ten vorgesehen. Das Besatzungsrecht im GG stellte dariiber hinaus folgende
Handlungen unter das hochste Strafmaf: Aktivititen innerhalb der Wider-
standsbewegung, Sabotage, Unterlassung der angeordneten Registrierung
von Offizieren, illegale Grenziibertritte, Nichterfiillung der Arbeitspflicht,
nicht eingehaltene Quotenlieferungen von landwirtschaftlichen Giitern,
illegale Viehschlachtungen und Schwarzmarkthandel, Uberschreiten der
amtlich festgelegten Preise, Horen ausldndischer Rundfunksender, Auf-
rechterhaltung intimer Beziehungen zu Deutschen und Hilfsleistungen fiir
versteckte Kriegsgefangene, geflohene Héftlinge, Partisanen, Juden und
Zigeuner. Die konkrete Priifung der oben genannten Tatbestinde sollten
polizeiliche Standgerichte vornehmen.

In der Praxis fiihrte das Besatzungsrecht im GG einerseits zu massenhaf-
ten Ermordungen, die formaljuristisch als Ausfithrung der standrechtlichen
Todesurteile behandelt wurden. Daneben diente aber auch die Schutzhaft
als oft genutztes Mittel der Repression. Dabei wurden Personen, die der
Tatigkeit fiir die Widerstandsbewegung verdichtigt wurden, fiir unbe-
stimmte Zeit in Konzentrationslager (KZ) verschleppt. Abgesehen davon
fiihrte das NS-Regime im GG auch spontane Strafenrazzien und einzelne
offentliche Exekutionen durch. Dabei galten verschirfte Untersuchungs-
verfahren. Am 2. Oktober 1943 erlieB Generalgouverneur Frank eine
Verordnung zur ,Bekdmpfung von Angriffen gegen das deutsche Auf-
bauwerk“. Demnach waren ,, Nichtdeutsche, die in der Absicht, das deut-

12 CZESLAW MADAICZYK, Trzecia Rzesza i zycie kulturalne na terytoriach przez nia

okupowanych, in: Inter arma non silent Musae. Wojna i kultura 1939-1945, hg. v. DERS.,
Warszawa 1977, S. 188; DERS., Polityka III Rzeszy, Bd. 1, S. 109; LuczAk, Polska i
Polacy, S. 97; KROL, Propaganda i indoktrynacja, S. 243.



NS-Unterdriickungsmafinahmen im Generalgouvernement 179

sche Aufbauwerk im Generalgouvernement zu verhindern oder zu stdren,
gegen Gesetze, Verordnungen oder behdrdliche Anordnungen und Verfii-
gungen verstoBen, [...] mit dem Tode zu bestrafen“."* Das NS-Strafrecht
im GG verlieh den Anfiihrern der einzelnen Militir- und Polizeiverbande
die willkiirliche Befugnis, festgenommene Partisanen und deren Gehilfen
ohne vorherige Gerichtsverhandlung zum Tode zu verurteilen. Dariiber
hinaus galt eine weitgehende Sippenhaftung. So konnten z. B. sidmtliche
mannlichen Verwandten eines Attentéters zusammen mit diesem standrecht-
lich hingerichtet werden.'* Fiir die Regelung des offentlichen Lebens im
GG waren ferner folgende Verordnungen von Bedeutung, die als spezi-
fische Repressionsmittel dienten: Am 26. Oktober 1939 erlief man eine
Verordnung iiber die Herausgabe von Druckerzeugnissen.” Am 15. No-
vember 1939 ordnete das NS-Regime die ,,Beschlagnahme des Vermogens
des friiheren polnischen Staates innerhalb des Generalgouvernements® an.'®
Demzufolge sollte das gesamte ,bewegliche und unbewegliche Vermogen
des friitheren polnischen Staates nebst Zubehor einschlieBlich aller Forde-
rungen, Beteiligungen, Rechte und sonstiger Interessen innerhalb des
Generalgouvernements [...] zum Zwecke der Sicherstellung gemeinniitziger
Werte aller Art beschlagnahmt“ werden.”” Die Inbesitznahme der Ver-
mogenswerte des polnischen Staates erschopfte sich jedoch nicht nur in
deren ,,Sicherstellung“, sondern ermoglichte auch Verdnderungen und
Zuwichse, was letztendlich einer Giiterkonfiszierung gleichkam.
Ergdnzend zu diesen Vorschriften wurde am 24. Januar 1940 eine
Verordnung iiber das Vermogen von natiirlichen und juristischen Personen
erlassen. Dieses durfte demnach zur ,,Erfiillung gemeinniitziger Aufgaben®
jederzeit beschlagnahmt werden. Die Verordnung sah auch die ,,Einziehung
herrenlosen Vermdgens® vor.”* Am 16. Dezember 1939 erlieB man eine
»Verordnung iiber die Beschlagnahme von Kunstgegenstinden im Ge-

13 Zit. nach: Documenta Occupationis, Bd. 6: KAROL MARIA POSPIESZALSKI, Hit-

lerowskie ,,prawo“ okupacyjne w Polsce, Bd. 2: Generalna Gubernia. Wybér dokumentow
i préba syntezy, Poznan 1958, S. 516.

4 Luczak, Polska i Polacy, S. 104 f.

15 Verordnung (VO) iiber die Herausgabe von Druckerzeugnissen v. 26.10.1939, in:

Verordnungsblatt des Generalgouverneurs fiir die besetzten polnischen Gebiete (VOBIGGP),

1939, S. 7.

' VO iiber die Beschlagnahme des Vermdgens des fritheren polnischen Staates in-

nerhalb des Generalgouvernements v. 15.11.1939, in: ebd., S. 37.

17" 7it. nach: Documenta Occupationis, Bd. 6, S. 260.

'8 VO iiber die Beschlagnahme von privatem Vermdgen im Generalgouvernement v.

24.1.1940, in: Verordnungsblatt fiir das Generalgouvernement (VOBIGG), T. 1, 1940, S.
23; vgl. Documenta Occupationis, Bd. 6, S. 244 f., 262 ff.; LuczAK, Polska i Polacy, S.
201 ff.
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neralgouvernement“." Widerstand bei der Ausfiihrung dieser Verordnung
wurde unter Strafe gestellt. Dabei drohte Personen, die versuchten,
»,Kunstwerke zu verheimlichen, zu verduBern oder aus dem Generalgou-
vernement zu verbringen“”, eine Gefingnisstrafe. Aber auch ,wer eine
nach dieser Verordnung obliegende Auskunft“ verweigerte, musste mit der
Inhaftierung rechnen. Die Gesamtheit des Kulturlebens im GG regelte die
am 8. Mirz 1940 erlassene ,, Verordnung iiber die kulturelle Betitigung*“.*!
Demnach unterlag jeder, der sich ,offentlich auf dem Gebiet der Musik,
der bildenden Kiinste, des Theaters, des Films, des Schrifttums, der Presse
und des Lichtbildwesens® betitigte, der ,,Aufsicht der Abteilung fiir Volks-
aufklirung und Propaganda im Amt des Generalgouverneurs“*.

Gesellschaftliche Aktivititen in der Offentlichkeit wurden am 23. Juli
1940 durch die ,,Verordnung iiber das Vereinswesen im Generalgouverne-
ment“ untersagt.” Das Recht auf legale Titigkeit behielten lediglich karita-
tive Vereine sowie das Polnische Rote Kreuz (Polski Czerwony Krzyz,
PCK) und der Haupthilfeausschuss (Rada Gtéwna Opiekuricza, RGO).** In
diesem Zusammenhang erlief das NS-Regime weitere Rechtsakte fiir das
GG, die folgende Bereiche betrafen: Schulwesen, u.a. die Abschaffung der
Hochschulen (31.10.1939), Verlagswesen (31.10.1939), ,,Beschlagnahme
und Abgabe von Rundfunkgerdten“ (15.12.1939), Privatschulen (12.4.
1940), Privatunterricht (23.4.1940) und Registrierung von Kinos (18.10.
1940) und Stiftungen (1.8.1940).% Infolgedessen bildete sich in Polen ein
im Vergleich zum {ibrigen Europa auBerordentlich restriktives System der
Besatzungsherrschaft heraus. Allein schon der theoretische Gehalt des
Besatzungsrechts war von den damals geltenden volkerrechtlichen Normen
weit entfernt und stand in krassem Widerspruch zu den altrémischen Recht-
straditionen einer europdischen Zivilgesetzgebung.

Der deutschen Politik im GG lagen Pramissen zugrunde, die im Grunde
genommen erst nach der vollstindigen Besetzung der polnischen Gebiete
endgiiltig festgelegt wurden - nach dem Fiasko der zeitweilig angestrebten
Bildung eines polnischen Pufferstaats auf den Triimmern der Zweiten Pol-

1 VO iiber die Beschlagnahme von Kunstgegenstinden im Generalgouvernement v.

16.12.1939, in: VOBIGGP, 1939, S. 209; vgl. Documenta Occupationis, Bd. 6, S. 446 ff.
0 Ebd., S. 448.

2L vO iber die kulturelle Betdtigung im Generalgouvernement v. 8.3.1940, in:

VOBIGG, T. 1, 1940, S. 103.
22 Documenta Occupationis, Bd.6, S. 421.
> Ebd., S. 451-454.

2% yO iiber das Vereinswesen im Generalgouvernement v. 23.8.1940, in: VOBIGG, T.
1, 1940, S. 225; vgl. Documenta Occupationis, Bd. 6, S. 402.
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nischen Republik.” Erst der bewusste Verzicht auf die Bildung eines
»Reststaates“ und die Entstehung des GG fiihrten zu wichtigen Entschei-
dungen, die sich auf das 6ffentliche Leben in Polen unmittelbar auswirkten.
Am 31. Oktober 1939 trafen sich Frank und Reichspropagandaminister
Joseph Goebbels zu einem Meinungsaustausch. Letzterer pladierte dafiir,
dem polnischen Volk sdmtliche Mdglichkeiten einer kulturellen Weiter-
entwicklung gewaltsam zu nehmen. Nicht von ungefihr kam es daher
bereits am 27. Oktober 1939 zur Verhaftung des Warschauer Stadtpri-
sidenten Stefan Starzynski. Am 6. November 1939 stellte man sechs Pro-
fessoren der Krakauer Jagiellonen-Universitit unter Arrest, wihrend eine
Woche spater Mitarbeiter der Katholischen Universitidt Lublin vom NS-
Regime massiv verfolgt wurden.”” Am 27. Dezember 1939 wurden im
Warschauer Vorort Wawer 107 unschuldige polnische Zivilisten erschos-
sen. Die Massenhinrichtung geschah in Reaktion auf die Ermordung zweier
Wehrmachtssoldaten durch gewohnliche polnische Verbrecher, deren
Identitit den Besatzungsbehdrden bekannt gewesen war. Dieser Racheakt
bildete fiir die polnische Wahrnehmung des NS-Regimes im GG eine
spezifische Zisur.®® Im Diensttagebuch von Generalgouverneur Frank
taucht im Eintrag vom 19. Januar 1940 folgende Notiz auf:

»~Am 15. September 1939 erhielt ich den Auftrag, die Verwaltung der eroberten
Ostgebiete aufzunehmen, mit dem Sonderbefehl, diesen Bereich als Kriegs-
gebiet und Beuteland riicksichtslos auszupowern, es in seiner wirtschaftlichen,
sozialen, kulturellen, politischen Struktur sozusagen zu einem Triimmerhaufen
zu machen. Unter dem Einfluss der Erziehungsarbeit der letzten Monate hat
sich diese Einstellung vollig gewandelt. Heute sieht man in dem Gebiet des
Generalgouvernements einen wertvollen Bestandteil des deutschen Lebens-
raumes. Aus dem absoluten Zerstorungsprinzip ist der Grundsatz geworden,
dieses Gebiet insoweit mit aller Férderung zu behandeln, als es dem Reich in
seiner jetzigen Lage Vorteile zu bringen vermag. “*

Ein grundlegendes Ziel der Besatzungsherrschaft in Polen bestand in der
sukzessiven Eliminierung aller gesellschaftlichen Gruppen, die fiir elitir

26 MADAICZYK, Polityka Il Rzeszy. Bd. 1, S. 94-100, 127; DERS., Generalna Guberna
w planach hitlerowskich. Studia, Warszawa 1961; DERS., Ksztaltowanie systeméw okupa-
cyjnych w Europie Srodkowej przez III Rzesze (1938-1945), L6dz 1971; DERS., Kultura
europejska a faszyzm. Szkice, Wroctaw 1979; MIECZYSLAW WIELICZKO, Dzieje spoleczne
Polakéw w warunkach okupacji 1939-1944/1945, Lublin 1999.

2 MADAJCZYK, Polityka III Rzeszy. Bd. 2, S. 102 f., 128 f.; DERS., Trzecia Rzesza i
zycie kulturalne, S. 184.

2 Luczak, Polska i Polacy, S. 102.

¥ Das Diensttagebuch des deutschen Generalgouverneurs in Polen 1939-1945, hg. v.
WERNER PRAG/ WOLFGANG JACOBMEYER, Stuttgart 1975, S. 91.
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gehalten wurden. Zu diesem Zweck schrinkte das NS-Regime im GG den
Zugang zu den Grund- und Berufsschulen erheblich ein bzw. senkte das
dort herrschende Lehrniveau drastisch. Zugleich 16ste man samtliche all-
gemeinbildenden Gymnasien und Hochschulen ersatzlos auf. Wie ge-
wiinscht diese Entwicklung war, bezeugt eine offentliche AuBerung von
Generalgouverneur Frank vom 25. Februar 1940: ,Eine Steigerung des
Bildungsniveaus des polnischen Volkes liegt auf keinen Fall in unserem
Interesse. “** Die NS-Besatzungsmacht griff von Beginn an zu zahlreichen
UnterdriickungsmaBnahmen gegen die polnische Intelligenz und diejenigen
gesellschaftlichen Gruppen, die durch ihre patriotischen Aktivititen und ihr
sozialradikales Engagement auffielen. Unter gezielten Repressionen hatten
insbesondere auch Polen zu leiden, die an den Kampfen gegen die frithere
deutsche Teilungsmacht aktiv teilgenommen hatten, wie z. B. ehemalige
Teilnehmer der Aufstinde in Schlesien und GroBpolen nach dem Ersten
Weltkrieg. Beispielhaft fiir die brutalen Massenhinrichtungen der gesell-
schaftlichen Eliten Polens im GG war die seit Anfang 1940 vorbereitete so
genannte ,,AuBerordentliche Befriedungsaktion“ (AB-Aktion), die von Mai
bis Juli 1940 zur Ausfithrung kam. Leiter der ,,AB-Aktion“ war der Be-
fehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Bruno Streckenbach. Infolge
der Massenmorde (hauptsichlich ErschieBungen) kamen insgesamt iiber
3.500 Angehorige der polnischen Intelligenz ums Leben. Die Exekutionen
der in Warschau inhaftierten Personen fanden u. a. im Wald von Palmiry
unweit der polnischen Hauptstadt statt. Dort wurden am 20./21. Juni 1940
insgesamt 358 Menschen fiisiliert. Unter den Opfern befanden sich auch
der ehemalige Sejm-Marschall Maciej Rataj, der herausragende PPS-Akti-
vist Mieczystaw Niedzialkowski sowie der Warschauer Vizeprésident Jan
Pohoski, der Olympiasieger Janusz Kusocifiski sowie zahlreiche Parlamen-
tarier und Kulturschaffende aus der Hauptstadt Polens. Die Vernichtungs-
aktion fand im Schatten der K&mpfe an der Westfront statt.

Die ,,AB-Aktion“ stellte keine Ausnahme dar. Auf internationales Echo
stieB die bereits am 6. November 1939 durchgefiihrte ,Sonderaktion
Krakau“. Im Rahmen dieser UnterdriickungsmaBnahme wurden 183 Pro-
fessoren der Krakauer Jagiellonen-Universitdt und der dortigen Bergbau-
und Hiittenakademie verhaftet, die zuvor zu einem Vortrag ins ehrwiirdige
Collegium Novum der Universitét geladen worden waren. Der angekiindig-
te Vortrag trug den harmlos klingenden Titel ,,Die Stellung des Dritten
Reiches und des Nationalsozialismus zu Wissenschaft und Universitét®.

% Ebd., S. 120; JERZY KRASUSKI, Dzieje szkolnictwa polskiego w okresie okupacji

hitlerowskiej 1939-1945, Warszawa 1977; JACEK CHROBACZYNSKI, Praca o$wiatowa w
Krakowie 1939-1945. Studium o polityce okupanta, ,,podziemiu o§wiatowym* i postawach
spoteczenstwa, Krakéw 1986.
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Trotz ihres zumeist hoch betagten Alters deportierte man die inhaftierten
Gelehrten am 9. November 1939 zunichst nach Breslau und tiberfiihrte sie
drei Wochen spiter ins KZ Sachsenhausen. Unter dem starken Druck der
internationalen Offentlichkeit wurden am 8. Februar 1940 die 101 ltesten
Lagerhiftlinge freigelassen. Ein erheblicher Teil von ihnen starb jedoch
infolge iibergroBer physischer Auszehrung bald nach der Riickkehr in die
Heimat. Die iibrigen Héftlinge verlegte man ins KZ Dachau, von wo aus
deren stufenweise Freilassung erfolgte. Wahrend des Aufenthalts in den
Konzentrationslagern kamen insgesamt 20 polnische Gelehrte ums Leben,
darunter die Professoren Stanistaw Estreicher, Kazimierz Kostanecki und
Ignacy Chrzanowski.

Zu einer dhnlichen Aktion kam es am 11. November 1939 in Lublin, wo
insgesamt 14 Professoren der Katholischen Universitit in Vorbeugehaft
kamen. Diese lieB man ab Februar 1940 sukzessive auf freien FuB.* Die
Vernichtungsaktionen gegen die gesellschaftlichen Fithrungsschichten im
GG wurden nach dem deutschen Uberfall auf die Sowjetunion auf ganz
Ostpolen ausgedehnt.** Eine spezielle Polizeitruppe aus dem GG unter dem
Kommando von Eberhard Schongarth inhaftierte und ermordete am 4. Juli
1941 auf den Wuleckie-Hiigeln bei Lemberg insgesamt 40 Personen. Zu
den Opfern gehorten auch 22 Professoren der dortigen Hochschulen und
einige von ihren Familienangehdrigen. Darunter befanden sich u. a. der
frithere Ministerprisident Kazimierz Bartel und der Schriftsteller Tadeusz
Boy-Zelefiski. Am 11. Juli 1941 nahmen die NS-Behorden iiber 100 Stu-
denten der Lemberger Hochschulen fest und lieBen diese hochstwahrschein-
lich erschieBen.” In Stanislau ermordeten SS-Ménner unter Leitung von
Hans Kriiger am 3. August 1941 einige Hundert Vertreter der jlidischen
und polnischen Intelligenz. Dieser Massenaktion fielen u. a. Gymnasial-
lehrer zum Opfer. Die physische Ausloschung der gesellschaftlichen Eliten
Polens fand (in geringerer Intensitit) hauptsichlich durch Deportationen in
Konzentrationslager eine Fortsetzung. Dies betraf insgesamt etwa 20.000
Menschen. Dariiber hinaus kam es zu Verschleppungen zur Zwangsarbeit
und zu groBeren Hinrichtungsaktionen.*

3! GABRIELE LESSER, Leben als ob. Die Untergrunduniversitdt Krakau im Zweiten
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Von duBerst repressivem Charakter war auch der langfristige Plan zur
»,Germanisierung“ der Ostlich des Dritten Reichs gelegenen Territorien.
Der so genannte Generalplan Ost sah die Aussiedlung und Vernichtung der
im Osten Europas unterjochten Volker vor, an deren Stelle Deutsche ange-
siedelt werden sollten. In Polen erreichte die NS-Exterminierungspolitik im
Jahr 1942 ihren Hohepunkt. Denn in diesem Jahr weiteten die Vernich-
tungslager Belzec, Sobibor und Treblinka ihre Tétigkeit aus. Parallel dazu
initiierte die SS eine riesige Aussiedlungsaktion im Raum Zamosc. Wih-
rend seines Aufenthalts in Lublin und Zamosc gab der Reichsfiihrer SS,
Heinrich Himmler, am 20. Juli 1941 die geheime Anweisung, die Stadt
Zamosc - ,Himmlerstadt“ - zum Kern eines deutschen ,,Grofsiedlungs-
gebiets“ im GG zu machen. Der so genannte Globocnik-Plan (benannt nach
dem SS- und Polizeifiihrer im Distrikt Lublin, Odilo Globocnik) befand
sich bereits im November 1941 in der Phase der Realisierung. Am 4.
August 1942 legte SS-Obergruppenfiihrer Friedrich Wilhelm Kriiger dem
Generalgouverneur die geplanten Ansiedlungsprojekte im Raum Zamosc
und Lublin zur Bestétigung vor. Die bald darauf im Herbst 1942 in die
Wege geleiteten Massenaussiedlungen von Polen aus der Region Zamosc
bildeten einen ersten groBen Schritt auf dem Weg zur Realisierung des
Generalplans Ost. Dieser Plan sah zahlreiche Hinrichtungen von Polen (seit
Mitte 1941) und die massenhafte Vernichtung russischer und polnischer
Juden vor (1941 bzw. 1942). Angesichts der sich zunehmend verschlech-
ternden militdrischen Lage schrinkte man Anfang 1943 die Vorbereitungen
zur Konkretisierung des Generalplans Ost stark ein, und verschob sie auf
die Zeit nach einer siegreichen Beendigung des Krieges.

Zu Stétten der unablédssigen Unterdriickung der polnischen Bevolkerung
wurden vor allem die Gefingnisse und Konzentrationslager des NS-Re-
gimes. An diesen Orten litten wahrend des Kriegs einige Hunderttausend
Polen, wobei die Dauer ihres Zwangsaufenthalts im FEinzelfall hochst
unterschiedlich war. In den deutschen Geféngnissen des GG starben Zehn-
tausende Menschen an Hunger, zu schwerer korperlicher Arbeit, Misshand-
lungen und Arzneimangel. Zahlreiche Héftlinge wurden noch in den letzten
Tagen der Besatzungsherrschaft ermordet, da man keine Zeit mehr fiir
Evakuierungsaktionen fand und sich zudem ,unbequeme® Zeugen der
Massenvernichtung vom Hals schaffen wollte.*> Von besonderer Art war
die physische Ausloschung und wirtschaftliche Ausbeutung in den Ver-
nichtungs- und Konzentrationslagern, die de facto Zwangsarbeitslager
waren. Der Holocaust nahm in Auschwitz-Birkenau, Treblinka, Belzec und
Sobibor die schlimmsten AusmaBe an. Die Verschleppung polnischer
Staatsbiirger in die KZ erfolgte aus Griinden der Privention, Repression

3 DERS., Polityka ludno$ciowa i ekonomiczna, S. 113 f.
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und Rassepolitik. Priventiv motivierte Deportationen begannen bereits im
November 1939 und dauerten in ihrer ersten, intensivsten Phase bis Mai
1940. Dieser Verhaftungswelle fielen circa 40.000 Menschen zum Opfer.
Préaventionsabsichten standen auch hinter den Deportationen in die Konzen-
trationslager, die auf Anweisung des Reichsfiithrers SS zwischen Juli und
November 1941 durchgefiihrt wurden. Demzufolge sollten nach Ausbruch
des deutsch-sowjetischen Krieges alle staatsfeindlichen ,,Elemente“ elimi-
niert werden. Weitere priventive Massendeportationen fanden um die
Jahreswende 1942/43 statt. Diese griindeten zum einen in Himmlers Erlass
vom 23. August 1942 iiber die Verhaftung aller polnischen Offiziere der
Zwischenkriegszeit, die sich im GG authielten. Daneben spielte aber auch
die am 17. Dezember 1942 herausgegebene Verordnung von Gestapochef
Heinrich Miiller beziiglich der Uberfiihrung »asozialer Elemente® in die
Konzentrationslager eine mafBgebliche Rolle. Als ,asozial“ galten dabei
nicht nur arbeitsscheue Personen, sondern auch alle Polen, die der Zu-
sammenarbeit mit der Widerstandsbewegung verdichtigt wurden. Die
letzte, aus Griinden der Prévention erfolgte Massendeportation in die
Konzentrationslager fand unmittelbar nach der Niederschlagung des War-
schauer Aufstands statt und erfasste etwa 68.000 Polen. Insgesamt ver-
schleppte das NS-Regime circa fiinf Millionen polnische Staatsbiirger in die
KZ. Uber drei Millionen von ihnen mussten dort ihr Leben lassen.* Auf
der deutschen Polizei im GG lastet hingegen der Tod von mehreren Hun-
dert Polen, der oftmals infolge der verschirften, brutalen Verhdre eintrat,
die gemiB den Richtlinien des Reichssicherheitshauptamts (RSHA) aus-
driicklich gestattet waren.’’

Die massenhaften Repressionen des NS-Regimes im GG fanden hin-
gegen wahrend der ,Befriedungsaktionen® statt. Fiir die Sicherheit der
militirischen Einrichtungen und Verkehrswege war der Militirbefehlshaber
im GG (MiG) verantwortlich. GemiB einer Direktive des Oberkommandos
der Wehrmacht (OKW) vom 13. Mirz 1941 besaB dieser die Pflicht, mit
den Einheiten von SS und Polizei wihrend den Befriedungsaktionen zu-
sammenzuarbeiten. Die erste groBere Aktion, die von 31. Mirz bis 11.
April 1940 stattfand, richtete sich gegen den Partisanenverband unter
Major Henryk Dobrzaniski ,,Hubal“ und erstreckte sich auf 31 kleine Dor-
fer im Raum Kielce. Dabei gingen iiber 600 Bauernhofe in Flammen auf,
712 Polen wurden hingerichtet und tiber 200 gefangen genommen. Eine
breit angelegte ,,Sduberungsaktion® gegen die polnischen Partisanen im GG
setzte im Mai 1942 ein. Diese Aktion erstreckte sich auf weite Teile des

3 Luczak, Polska i Polacy, S. 109 ff.
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Lubliner Distrikts. Von Juni bis August 1942 fiihrte die deutsche Polizei
unter Beteiligung von Wehrmachtsverbidnden in zahlreichen kleineren
Stiadten und Dorfern spontane Massenrazzien durch. Die dabei festgenom-
mene Zivilbevolkerung wurde zur Zwangsarbeit nach Deutschland oder in
Arbeitslager verschleppt. Seit Herbst 1942 kamen die als PriventivmaB-
nahmen bezeichneten ,,Sduberungsaktionen“ auch in anderen Regionen
systematisch in Gang. Zugleich fanden massenhafte Exekutionen, Verhaf-
tungen und Deportationen statt. Die Wehrmacht nahm, als stirkstes Schutz-
schild des NS-Regimes, insbesondere seit Sommer 1943 verstirkt an den
Unterdriickungsmafnahmen von SS und Polizei teil. Denn zu diesem
Zeitpunkt wurde das GG bereits als ein vom Partisanenkrieg erfasstes
Territorium betrachtet. Die ,Befriedungsaktionen“ erstreckten sich auf
iiber 440 Dorfer und Siedlungen im GG.*®

Die Unterdriickungsmainahmen des NS-Regimes im GG spielten sich
vor allem auf lokaler Ebene ab und wurden bislang von der historischen
Forschung nur unzureichend untersucht. Die Zeitzeugenberichte iiber das
Alltagsleben im Warschauer Vorort Bialoleka sind z. B. mit Verfolgungs-
schilderungen {iiberfiillt. Bereits am 24. Februar 1940 verhaftete man in
Heinrichau, Legionowo und Jablonna ca. 600 Personen als Reaktion auf die
Ermordung des deutschen Biirgermeisters von Legionowo. Den blindlings
durchgefiihrten Repressionen fielen &hnlich wie im Warschauer Vorort
Wawer auch viele Kinder und alte Menschen zum Opfer. So starben z. B.
am 26. Februar 1940 insgesamt 190 Menschen in Palmiry. Am 2. Mai
1943 kamen in der Nihe des Dorfs Bukowiec sieben Ménner aus Warschau
gewaltsam ums Leben. Laut Zeugenaussagen beforderten die NS-Behorden
im Frithjahr 1943 wiederholt Einwohner von Warschau in das Waldgebiet
von Jablonna, um sie dort hinzurichten. Aus den Erzdhlungen von Kon-
stanty Szczepanski aus Jablonna geht z. B. hervor, dass man im Friihjahr
1943 etwa 150 Ménner in drei verdeckten Wagenbuden in den Wald bei
Legionowo und Choszczéwka transportierte, diese anschliefend erschoss
und die Leichen begrub. Am 20. April 1943 kam es infolge eines Sabota-
geakts in der deutschen Spiess-Fabrik im Warschauer Vorort Tarchomin
zur Hinrichtung von mehreren polnischen Fabrikarbeitern. Im August 1943
wurden unweit des Dorfes Bukowiec 13 Polen in Gefingniskleidung kur-
zerhand fiisiliert.® Als Rache fiir den Tod von SS-Brigadefiihrer Franz
Kutschera lieB das NS-Regime im GG insgesamt 18 Einwohner der Ort-
schaften Heinrichau und Legionowo ermorden. Diese Hinrichtungsaktionen
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bildeten jedoch langst nicht die einzige Form der Repression: In der Pfarrei
Tarchomin verhaftete man den Pfarrvikar Zygmunt Ruszczak® und depor-
tierte ihn nach Auschwitz. Abgesehen davon musste die gesamte Bevolke-
rung der Vorstidte Warschaus nach dem Attentat auf Kutschera 15 Millio-
nen Zloty Kriegssteuern bezahlen.*' Die Bauern auf dem Land wurden
hingegen mit besonderen Zwangsabgaben auf ihre Ernteertrige belastet,
wihrend in vielen Pfarreien die Kirchenglocken beschlagnahmt wurden.

Fiir ein umfassendes Gesamtbild der Repressionen im GG ist ein Blick
auf die NS-Wirtschaftspolitik unerldsslich. Dies betrifft insbesondere die
Bereiche Erwerbsarbeit, Banken und Kreditwesen, Geldmengenpolitik,
Versicherungen, Steuern, Versorgung mit Nahrungsmitteln, Kleidung und
anderen tiglichen Gebrauchsgegenstinden und das Wohnungswesen.** Die
deutsche Wirtschaftspolitik im GG war fiir alle Gruppen der polnischen
Gesellschaft sehr folgenreich. Besonders negative Auswirkungen auf fi-
nanzkréftige polnische Biirger hatten die galoppierende Inflation sowie die
im April 1940 herausgegebene neue polnische Wahrung mit einem sehr
ungiinstigen Wechselkurs (2 Zloty = 1 Reichsmark) und das Verbot des
Devisenhandels.

Die Pline der NS-Machthaber beziiglich des GG sahen eine maximale
Ausbeutung der polnischen Arbeitskrifte vor. In diesem Zusammenhang
fiilhrte man eine allgemeine Arbeitspflicht fiir Polen und einen generellen
Arbeitszwang fiir Juden ein. Die Tarifvertrige wurden durch neue Abma-
chungen ersetzt, die die Arbeitsbedingungen erheblich verschlechterten.
Bedeutenden Einschrankungen unterlagen ferner die Rechte der Angestell-
ten im Sozialversicherungsbereich. Zusétzlich zur Arbeitspflicht vor Ort
wurden polnische Biirger massenhaft zur Zwangsarbeit nach Deutschland
verschleppt. Zu diesem Zweck fiihrten die NS-Behorden hiufig StraBenraz-
zien durch. Insgesamt deportierte man aus dem GG etwa 1,2 Millionen
Polen ins Dritte Reich. Bis 7. Juli 1944 belief sich diese Zahl fiir das GG
und den Bezirk Bialystok auf 1.214.000. Zudem wurden 67.000 polnische
Staatsbiirger als Vergeltung fiir den Warschauer Aufstand ins Dritte Reich
verschleppt. Von November bis Dezember 1944 ereilte 16.000 Polen aus
dem GG das gleiche Schicksal.” Die Ernihrung der polnischen Bevolke-
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rung regelte ein System von Lebensmittelkarten. Die vom jeweiligen Ar-
beitsplatz abhédngigen, unterschiedlich hohen Nahrungsmittelrationen waren
insgesamt vollig unzureichend. Die Menschen waren daher gezwungen,
sich zusétzlich auf dem Schwarzmarkt mit Giitern des alltidglichen Bedarfs
zu versorgen.* Der tigliche Energiegehalt der Nahrungsmittelrationen
betrug in den Kriegsjahren: 1941 - 845 Kalorien, 1942 - 1.070 Kalorien,
1943 - 855 Kalorien und 1944 — 939 Kalorien.*

Abgesehen davon brachte die Besatzungsherrschaft auch im Bereich der
Versicherungen duBerst ungiinstige Verdnderungen mit sich. Denn der
staatliche Betrieb fiir Sozialversicherungen (Zakiad Ubezpieczeri Spotecz-
nych - ZUS) wurde aufrechterhalten und erhielt fortan eine Monopol-
stellung. Zugleich liquidierte man alle Betriebs-, Zunft- und Privatkranken-
kassen aus der Zwischenkriegszeit ersatzlos. Den polnischen Juden wurde
das Recht auf Sozialversicherung vollig abgesprochen. Die Diskriminierung
der Polen beruhte indessen auf der Erhohung der Versicherungsbeitrige bei
gleichzeitiger Einschrinkung der Versicherungsleistungen: Senkung der
Unterstiitzungszahlungen bei Krankheit und Geburt, Reduzierung der
allgemein- und zahnérztlichen Versorgung, Verringerung der Arzneimittel-
rationen, Begrenzung der stationdren Krankenhausbehandlung und Aus-
schluss der Familienangehorigen eines Versicherten von medizinischen
Leistungen. Einige Personengruppen wurden generell vom Recht auf Pensi-
on oder Rente ausgeschlossen, wie z.B. ein Teil der Staatsbeamten, ehema-
lige Kriegsteilnehmer und Personen, denen eine feindliche Haltung gegen-
iiber dem Besatzungsregime unterstellt wurde. Insgesamt mussten beinahe
alle Polen im GG spiirbare Kiirzungen der bisherigen Finanz- und Sach-
leistungen im Versicherungsbereich hinnehmen.

In der Steuerpolitik gingen die Deutschen hingegen mit fiskalischen
MafBnahmen vor. In den Anfangsmonaten der Zivilverwaltung im GG
wurde die nichtdeutsche Bevolkerung dazu verpflichtet, simtliche Steuer-
forderungen aus der Zeit vor dem 1. September 1939 unverziiglich zu
begleichen. Dariiber hinaus erhohte man die bisherigen Steuersitze aus der
Zwischenkriegszeit und liefl die Progressionskurve der Einkommenssteuer
auf 70 Prozent ansteigen. Zugleich wurden alle bislang geltenden Steuer-
erméifBigungen abgeschafft. Ein Paradebeispiel fiir die starke Reglementie-
rung im Steuerbereich war das BuBgeld bei unterlassener Steuerzahlung,
das sich auf 50 Prozent der zu begleichenden Verbindlichkeiten belief. In
den jidischen Ghettos im GG herrschte hinsichtlich der konkreten Steuer-

wirtschaft, Berlin 1964, S. 141-144; ZYGMUNT MANKOWSKI, Miedzy Wista a Bugiem
1939-1944, Lublin 1978, S. 299.

** BARDACH/ LESNODORSKI/ PIETRZAK, Historia paristwa, S. 545.
* Luczak, Polska i Polacy, S. 274 f., 290 ff., 305.
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belastung weitgehend Beliebigkeit, die vom Erfindungsreichtum der zu-
stindigen NS-Behorden vor Ort abhing. Abgesehen davon fiihrte man neue
Steuern ein, wie z. B. den so genannten Wehrbeitrag, der von der Zivilver-
waltung im GG direkt an die Reichskasse abgefiihrt wurde (insgesamt ca.
2,48 Milliarden Reichsmark). Das NS-Regime erlegte der nichtdeutschen
Bevolkerung im GG dariiber hinaus spezielle Kriegssteuern auf. So mussten
z. B. die Einwohner von Warschau und Umgebung nach dem Attentat auf
SS-Brigadefiihrer Kutschera insgesamt rund 100 Millionen Zloty entrich-
ten. Diese Kriegssteuern zog man auch in Form von Naturalien ein (Pelz-
artikel, warme Kleidung, Ski bzw. Skistiefel und Schlitten). Dariiber
hinaus wurden der nichtdeutschen Bevolkerung im GG sehr oft autonome
Sonderstrafen oder zusitzliche individuelle GeldbuBen auferlegt.*

Charakteristisch fiir die NS-Besatzungspolitik in Europa war die Beibe-
haltung der so genannten Einheimischen Polizei vor Ort.”” Die Polnische
Polizei - auch ,,blaue“ Polizei genannt - iibte also innerhalb der deutschen
Zivilverwaltung in Polen Funktionen aus, die zahlreiche Wege fiir eine
Kollaboration erdffneten. Die bestehenden Polizeikommissariate zur Uber-
wachung von Basaren und Marktplitzen, Geschidften und Handwerks-
betrieben wurden weiter ausgebaut. Auf diese Weise kam die ,blaue”
Polizei im GG dem NS-Regime bei der Bekdmpfung des Schwarzmarkts im
Land zur Hilfe. Dariiber hinaus wirkte die ,,blaue“ Polizei an der so ge-
nannten Beschiftigungspolitik der NS-Behorden mit (Assistenz bei den
Razzien zur Ergreifung von potentiellen Zwangsarbeitern, Begleitschutz fiir
Ubergangslager). Abgesehen davon leistete die ,blaue“ Polizei bei der
alljahrlichen ,Ernteerfassung® (zwangsweise Konfiszierung der Agrar-
ertrage) tatkriftige Unterstiitzung. Die ,,blaue“ Polizei musste ferner fol-
gende Aufgaben iibernehmen: duBere Bewachung der Ghettos und der
Arbeitslager, Assistenz bei der Durchfiihrung von Hinrichtungen, Uberwa-
chung der Exekutionsstitten, Teilnahme an ,Befriedungsaktionen“ gegen
Partisanen im Rahmen von so genannten Rollkommandos.

Der sich in die Lange ziehende Krieg war fiir die rein kosmetischen,
inkonsequenten Korrekturen der deutschen Politik im GG von entscheiden-
der Bedeutung. Die NS-Machthaber rechneten im Ubrigen nur mit spora-
dischen internationalen Reaktionen auf die Besatzungsherrschaft in Polen,
so wie z. B. unmittelbar vor dem deutschen Angriff auf Norwegen und
Danemark. Denn zu der Zeit erkldrte die NS-Propaganda das GG gerade
offiziell zur , Heimstétte des polnischen Volkes“. Den Polen wurde dabei

4 Ebd., S. 252-270.

*7 MAREK GETTER, Policja Polska w Generalnym Gubernatorstwie 1939-1945, in:
Przeglad Policyjny 9, 1999, Nr. 1-2, S. 74-91; ADAM HEMPEL, Pogrobowcy kleski. Rzecz
o policji ,,granatowej“ w Generalnym Gubernatorstwie 1939-1945, Warszawa 1990.
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offiziell das Recht auf eine nationale Entwicklung in bestimmten Bereichen
eingerdumt. Vor diesem Hintergrund lief man iiber 100 inhaftierte Krakau-
er Gelehrte wieder frei. Gleichzeitig regte Generalgouverneur Frank die
Vorbereitung der oben erwihnten ,, AB-Aktion“ an, deren Durchfiihrung
parallel zur Niederlage Frankreichs erfolgte. Gewisse Anzeichen fiir eine
Entschiarfung der NS-Besatzungsherrschaft konnte man auch im Vorfeld
des deutschen Uberfalls auf die Sowjetunion wahrnehmen.”® Das riick-
sichtslose und grausame Vorgehen der SS - des Fiirsprechers und Exeku-
tors des Massenterrors in Polen - kollidierte daher wiederholt mit bestimm-
ten ,milderen“ EinzelmaBnahmen der deutschen Zivilverwaltung im GG.
Die Massenhinrichtungen lieBen die polnische Widerstandsbewegung weiter
anwachsen und beeintrachtigten die Funktionsablaufe der Industrie und des
Transportwesens erheblich. Zur Vorbereitung der polnischen Gebiete auf
die deutsche Besiedlung war eine allgemeine Beruhigung der Lage im GG
unbedingt erforderlich. Die Befehlshaber der Wehrmacht zeigten sich allein
schon aufgrund der Sicherstellung von regelmifigen Nahrungsmittelliefe-
rungen an der Aufrechterhaltung der offentlichen Ordnung im Hinterland
interessiert.

Weitergehende Vorschlige einer Verdnderung des politischen Kurses
gegeniiber der polnischen Zivilbevolkerung tauchten vor dem Hintergrund
der deutschen Niederlage bei Stalingrad auf. Reichspropagandaminister
Goebbels lieB in einem Rundschreiben vom 15. Februar 1943 durchblicken,
dass er eine neue Einstellung des Dritten Reichs gegeniiber den unterworfe-
nen Nationen fiir angebracht hielt. Generalgouverneur Frank stimmte
dieser veridnderten Vorgehensweise zu und rdumte ein, dass die bisherige
Politik der ,Revolver, Kugeln und Konzentrationslager léngst nicht die
beabsichtigte Wirkung gezeigt habe. Daher sei man nunmehr zu bestimm-
ten Zugestdndnissen an die Polen im Bereich Kultur und Bildung bereit.
Diese kleinlaut formulierten Zusagen trafen jedoch in der Reichskanzlei auf
entschiedenen Widerstand. Abgesehen davon gelang es der deutschen Seite
nicht, propagandistischen Nutzen aus den Massenmorden von Katyn zu
ziehen. Denn die Nachrichten iiber die von der ehemaligen sowjetischen
Besatzungsmacht veriibten Verbrechen konnten die Grausamkeiten des NS-
Regimes nicht verdecken. Auch die vom polnischen Haupthilfeausschuss
auf der Konferenz vom 23. Juli 1943 geforderte Unterbrechung der
Zwangsaussiedlungen im Raum Zamosc stieB nicht auf die erhoffte positive
Resonanz in der polnischen Gesellschaft. Angesichts der stirker werdenden
Widerstandsbewegung kam es zu einer zunehmenden Eskalation des NS-
Terrors. Ende Juni 1943 teilte Himmler den untergeordneten Stellen in
einer Dienstanweisung mit, dass u. a. der Bezirk Bialystok und das GG als

*# MapaIczyk, Polityka III Rzeszy, Bd. 2, S. 115, 130 f., 181.
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»,Bandenkampfgebiete“ zu betrachten seien. Daher habe jeder Offizier
(vom Hauptmannsrang aufwirts) das Recht, ohne vorheriges Beweisverfah-
ren unverziiglich bestimmte VergeltungsmaBnahmen zu ergreifen. Anfang
Oktober 1943 kiindigte Generalgouverneur Frank per Verordnung eine
forcierte ,,Bekdmpfung von Angriffen gegen das deutsche Aufbauwerk®
an.*”

Die neuen Ziele der NS-Propaganda wurden Anfang 1944 zunehmend
erkennbar. Die dabei angestrebte politische Lockerung spiegelt sich z. B.
im Tagebucheintrag von Frank vom 18. Mérz 1944 deutlich wider:

»Mir kam es von Anfang an darauf an, dieses Land fiir die Zeit des Krieges,
den ich von vornherein langer schitzte als nur ein oder zwei Jahre, sicher-
zustellen. Dazu gehort, dass man ein Land pfleglich behandelt. [...] Wenn ich
einem solchen Lande alles wegnehme, dann kann ich von ihm keine Leistung
mehr verlangen; [...] ich muss ihm Schulen, Kirchen, Konzerte geben, ich
muss ihm eine Versorgung sicherstellen und ihm im Laufe der Zeit das Gefiihl
geben, dass, wenn die Bevolkerung loyal im europédischen Abwehrkampf gegen
den Bolschewismus mitgekdmpft hat, einmal das deutsche Volk sagen wird: nun
wollen wir den Kampf mit den Polen beenden, Ihr sollt unter deutscher Fiih-
rung brav Eurer Arbeit in Zukunft nachgehen, in Eure kulturellen Belange
reden wir Euch nicht hinein. Das ist das Ziel meiner Volkstumspolitik. “*

Diese ,,Liberalisierung“ der deutschen Besatzungspolitik wurde im Distrikt
Krakau in folgenden Propagandamafnahmen sichtbar: Am 27. Oktober
1943 errichtete man im neuen Gebdude der Krakauer Jagiellonen-Bibliothek
ein ,,Chopin-Museum®, das, nur in deutscher Sprache, als ,,Staatsbibli-
othek“ fungierte.”® Ferner wurde Mitte Mirz 1944 im Krakauer Alten
Theater das so genannte Polnische Volkstheater Krakau fiir die polnische
Bevolkerung erdffnet. Dariiber hinaus kiindigte Frank am 5. April 1944 in
einem Gesprich mit dem Krakauer Erzbischof Adam Sapieha die Neugriin-
dung von Gymnasien mit polnischer Unterrichtssprache (ab 1.10.1944) an.
AuBlerdem sollte das Fach Erdkunde von nun an wieder in den allgemein-
bildenden Schulen unterrichtet werden. Abgesehen davon griindete man
eine ,,Polnische Verlags-GmbH“ und gestattete dem bereits 1942 entstande-
nen Philharmonischen Orchester im GG, sich auch weiterhin zu betitigen.

4 Ebd. Bd. 1, S. 168 f., 177, 181, 183, 196-200; KROL, Propaganda i indoktrynacja,
S. 556.

%0 Zit. nach: PIOTROWSKI, S. 429; vgl. Nowy kurs polityczny, in: Biuletyn Informa-

cyjny v. 20.5.1943.
3L proTrOWSKI, S.152.

32 MADAICZYK, Trzecia Rzesza i zycie kulturalne, S. 199; PIOTR MATUSAK, Edukacja
i kultura Polski Podziemnej 1939-1945, Siedlce 1997, S. 250, 400; EUGENIUSZ CEZARY
KROL, Polityka hitlerowska wobec szkolnictwa polskiego na terenie Generalnej Gubernii
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Die sich abzeichnende Endphase der NS-Besatzungsherrschaft und der
Warschauer Aufstand boten dem NS-Regime im GG eine weitere will-
kommene Gelegenheit zur Vorfithrung der eigenen Machtposition. Diese
Tendenz wurde durch die tiefe Enttduschung vieler Polen iiber die alliierte
Politik und die schwelende Vertrauenskrise in der einheimischen Bevolke-
rung beziiglich der Entscheidungstriager des polnischen Untergrundstaats
nur noch verstirkt. Anldsslich des 5. Jahrestags der Bildung des GG kiin-
digte Frank per Verordnung die Teilhabe von Reprisentanten der pol-
nischen Zivilbevolkerung an den Verwaltungsstrukturen des GG an. Der
Mitte November 1944 an die polnische Offentlichkeit ergangene Aufruf der
deutschen Militdrbehorden zur Anwerbung von , freiwilligen Helfern“ fiir
die Wehrmacht endete dagegen in einem Fiasko. Dabei verstrickte sich die
deutsche Besatzungspolitik erneut in unldsbare Widerspriiche. Denn ob-
wohl man der polnischen Bevolkerung einerseits die oben genannten Vor-
schlige einer gewissen Kooperation unterbreitete, wandte man zugleich die
bisherigen Terrorinstrumente weiterhin an. Unverdndert wurden Massen-
razzien zur Aushebung von Zwangsarbeitern unternommen, wobei der
Kreis der Verfolgten mit einer brutalen Behandlung seitens des NS-Re-
gimes zu rechnen hatte. Dariiber hinaus fiel die polnische Hauptstadt wah-
rend und nach dem Warschauer Aufstand wiederholten Brandanschligen
und Pliinderungen zum Opfer.” Die von deutscher Seite in der Endphase
der Besatzungsherrschaft geleisteten, halbherzigen politischen Verspre-
chungen waren in den Augen der polnischen Gesellschaft vollig unglaub-
wiirdig. Da das Ende der Okkupation sehr rasch eintrat, kann die Trag-
weite derartiger Gesten eigentlich gar nicht objektiv eingeschitzt werden.
Die Lockerung der politischen Ziigel sollte jedenfalls eine Aura der Stabili-
tdit im GG schaffen und die Aufmerksamkeit von der sich rapide ver-
schlechternden militdrischen Lage des Dritten Reichs ablenken. Die zoger-
lichen Anniherungsversuche der NS-Machthaber gegeniiber der polnischen
Bevolkerung kamen jedoch iiber unkoordinierte Einzelakte nicht hinaus.
Samtliche Bestrebungen der deutschen Zivilverwaltung, dennoch die Sym-
pathien der unterjochten Gesellschaft zu gewinnen, waren von zwei Kardi-
nalfehlern begleitet: Sie fiihrten nie zu einer tatsichlich spiirbaren Ande-
rung des politischen Kurses und kamen auBerdem viel zu spit.>

1939-1945, Warszawa 1979, S. 176-182; MADAICZYK, Polityka III Rzeszy, Bd. 1, S. 134,
185.

53 ANDRZEJ KRZYSZTOF KUNERT, Rzeczpospolita Walczaca. Powstanie Warszawskie
1944, Warszawa 1994; WEADYSEAW BARTOSZEWSKI, Dni walczacej stolicy. Kronika Pow-
stania Warszawskiego, Warszawa 2004.

34 MADAICZYK, Polityka III Rzeszy, Bd. 1, S. 189, 192-195, 201 f.; KROL, Propa-
ganda i indoktrynacja, S. 569-572; Documenta occupationis, Bd. 6, S. 399.
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Nach einschldgigen Schitzungen wurde bei der Belagerung Warschaus
im September 1939 etwa zehn Prozent der bebauten Fliche zerstort. Wih-
rend der Liquidierung des Ghettos im Friihjahr 1943 betrug dieser Anteil
circa zwolf Prozent und stieg im Verlauf des Warschauer Aufstands sogar
auf etwa 25 Prozent. Infolge der gezielten Vergeltungsaktionen nach der
Niederwerfung des Aufstands verlor die polnische Hauptstadt etwa 30
Prozent ihrer Bausubstanz.® Das AusmaB der Zerstdrung Warschaus im
Lauf des Kriegs beschrieb der bekannte polnische Kulturtheoretiker und
Soziologe Stanistaw Ossowski riickblickend wie folgt: ,,Wéhrend das Jahr
1939 eher architektonische als urbanistische Probleme aufwarf und das Jahr
1943 das Problem der Stadtviertel auf die Tagesordnung brachte, tauchte
um die Jahreswende 1944/45 das Problem Warschau auf. “*

Uber 5,1 Millionen polnische Staatsbiirger fielen der Exterminierungs-
politik des NS-Regimes insgesamt direkt oder indirekt zum Opfer. Etwa
800.000 Polen wurden infolge der UnterdriickungsmaBnahmen zu Lang-
zeitinvaliden, wéhrend {iber eine Million an den verschiedensten Krankhei-
ten litten. Circa 100.000 Polen verloren aufgrund der brutalen Repressio-
nen ganz oder teilweise ihre Arbeits- bzw. Lernfahigkeit. Etwa 55 Prozent
der 863.000 polnischen Staatsbiirger, die einen KZ- oder Gefingnisauf-
enthalt iiberlebt hatten, starben nach dem Krieg vorzeitig.”” Infolge un-
mittelbarer VernichtungsmaBnahmen kamen circa 1,75 Millionen Polen
ums Leben.*® Von den etwa 3,5 Millionen Juden, die 1939 in der Zweiten
Polnischen Republik lebten, starben im Lauf des Zweiten Weltkrieges iiber
2,7 Millionen. Davon wurden circa zwei Millionen in den Konzentrations-
und Vernichtungslagern ermordet, wihrend etwa 500.000 in den Ghettos
und Arbeitslagern umkamen. Die iibrigen jiidischen Staatsbiirger Polens
fielen Exekutionen und Mordaktionen zum Opfer. Die meisten polnischen
Juden starben im GG - iiber 1,8 Millionen.” Die polnische Intelligenz
musste insgesamt den Verlust von 50.000 Menschen hinnehmen. 37,5
Prozent aller Polen mit hoherer Ausbildung kamen durch gezielte Ver-
nichtungsmaBnahmen der NS-Besatzungsmacht ums Leben. Die mensch-
lichen Verluste der polnischen Gesellschaft betrugen insgesamt 21 Pro-

> SZYMON DATNER, Zburzenie Warszawy, in: Straty wojenne Polski w latach

1939-1945, Poznan 1960, S. 111 f.; KRZYSZTOF DUNIN-WASOWICZ, Warszawa w latach
1939-1945, in: ebd., S. 358 f.

6 STANISLAW OssowsKI, Odbudowa stolicy w $wietle zagadnienn spotecznych, in:
Pamie¢ warszawskiej odbudowy 1945-1949. Antologia, hg. v. JAN GORSKI, Warszawa
1972, S. 302 f.

57 Luczak, Polska i Polacy, S. 683 ff.
% Ebd., S. 116.
5 MADAJCZYK, Polityka III Rzeszy, Bd. 2, S. 328; LuUczAK, Polska i Polacy, S. 127 f.
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zent.* Sémtliche Formen der Repression bewirkten eine deutliche Verlang-
samung der natiirlichen demographischen und gesellschaftlichen Entwick-
lungsprozesse.®' Die materiellen Verluste beliefen sich hingegen auf 39
Prozent des Staatseigentums Polens.® Im Lauf der systematischen Ver-
wiistungen wihrend und nach dem Warschauer Aufstand® wurden z. B. die
Bestinde der Warschauer Archive zu 92,8 Prozent und die Baudenkmaler
zu 92 Prozent zerstort.* Laut den 1947 angestellten Untersuchungen des
Warschauer Biiros fiir Riickforderungen und Entschidigungen waren infol-
ge des Krieges 43 Prozent der kulturellen Giiter der Zweiten Polnischen
Republik vernichtet worden.® Eine aktuelle Verlustschitzung alleine fiir

80 Zestawienie strat (1946), AAN, Biuro Odszkodowari Wojennych (BOW) 10, Bl. 16
f.; Zestawienie strat (1947), ebd., BOW 11, Bl. 40; AAN, Delegatura Rzadu, Straty
kulturalne, Bl. 52-61; Kap. 4: Szkoly wyzsze i nauka, Lista strat profesoréw, docentow i
asystentow podczas wojny i okupacji 1939-1944, Bl. 92-96; Kap. 7: Ksiegarstwo i czytel-
nictwo, Lista strat dziennikarzy polskich podczas wojny wedle stanu z 14 111 1944, BI. 137-
141; Kap. 14: Literatura; vgl. ANDRZEJ KRzZYSZTOF KUNERT, Lista strat kultury polskiej
1939-1945. Bd. 1, Warszawa 1998; Ofiary wojny (twércy kultury), in: Biuletyn Historii
Sztuki i Kultury, 1946, Nr. 1-2, S. 1; MICHAL WALICKI, Po wojnie, in: ebd., S. 4 f.;
BOLESLAW OLSZEWICZ, Lista strat kultury polskiej (1 IX 1939-1 III 1946), Warszawa
1947, S. XI-XIII: Préba bibliografii strat osobowych Polski w latach 1939-1946; Pamieé
tych co odeszli, Archeion 17, 1948, S. 8-19; WITOLD SUCHODOLSKI, Wydziat Archiwéw
Pafistwowych, Kwartalnik Historyczny 54, 1947, S. 120; Straty kultury polskiej 1939-
1944, hg. v. ADAM MORDEGA/ TYMON TERLECKI, Glasgow 1945; Wspomnienia o pra-
cownikach naukowych i czlonkach Polskiego Towarzystwa Historycznego zmarlych w
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die Stadt Warschau belduft sich auf eine Schadenssumme von insgesamt
54,6 Milliarden US-Dollar.®

Die tragische Bilanz des Zweiten Weltkrieges besteht jedoch nicht nur
aus immensen Verlusten von Menschenleben und materiellen Giitern. Denn
eine tiefgreifende Demoralisierung, die Infragestellung traditioneller Werte
und Haltungen sowie die Negierung von moralischen Autorititen der Zwi-
schenkriegszeit waren nach 1945 fiir sdmtliche Schichten und Gruppen der
polnischen Gesellschaft kennzeichnend. Die oftmals sehr grausame Realitét
der Besatzungsherrschaft fiihrte trotz der von den Fiihrern der polnischen
Untergrundbewegung angemahnten hohen ethischen Verhaltensnormen zur
Herausbildung von gréBeren sozialen Randmilieus, in denen diese Normen
konterkariert wurden.”” Der Krieg warf dariiber hinaus die schwierigen
Fragen der Kollaboration und des Verrats auf. Paradoxerweise kam es
dabei vor, dass die edle Haltung des Widerstands gegen die NS-Besatzungs-
macht nach Kriegsende im kommunistischen Polen regelrecht zu einer
driickenden moralischen Belastung wurde. Diese dramatischen Zusammen-
hénge beschrieb der polnische Literat Karol Ludwik Koniriski riickblickend
sehr treffend:

»Jeder gewohnt sich an den Diebstahl. Sie stehlen bei Zugtransporten; die
Lokfiihrer schaffen die Heizkohle fiir eine Flasche Wodka beiseite. Im Arbei-
terwaggon hort man nur noch von Diebstihlen; jeder rithmt sich irgendeines
Diebstahls. Heute ist der Diebstahl von dffentlichem Eigentum eine patriotische
Tat, da das gesamte Offentliche Eigentum in den Hénden des Eroberers liegt.
Die Seuche dieser Sklavenpsyche breitet sich bereits weiter aus; doch wie wird
man mit einer solchen Psyche einen neuen Staat errichten?! Mit derart iiblen
Angewohnheiten und einer von Beginn an derart starken Demoralisierung?“®

66 Straty Warszawy 1939-1945. Raport, hg. v. WOJCIECH FALKOWSKI, Warszawa

2005, S. 12.

o7 Vgl. KLAUS-PETER FRIEDRICH, Problem polskiej kolaboracji podczas II wojny §wia-
towej, Res Publica Nowa 12/11, 1998, S. 46-52; PIOTR MADAICZYK, Zdrada - wspodt-
dzialanie - pasywno$¢, in: Wiez, Nr. 5, 2002, S. 112-121.

%8 7it. nach: KAROL L. KONINSKI, Uwagi 1940-1942, hg. v. BRONISLAW MAMOKX,
Poznan 1987, S. 192-195 (11.3.1942).



	Piotr Majewski: Nationalsozialistische Unterdrückungsmaßnahmen im Generalgouvernement während der Besatzung

